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Politische Situation  
 
Allgemein:  
Das Corona Virus ist das derzeit dominierende Thema und Europa spürt immer noch die 

tiefgreifenden und oft tragischen Auswirkungen des Virus. Umweltpolitisch ist der European Green 

Deal (EGD) die zentrale Priorität der EU-Kommission und hat trotz COVID-19 immer noch das 

Potenzial, eine echte transformative Wachstumsstrategie zu werden. Bisher wurden in den 

Bereichen biologische Vielfalt, Chemikalien, Kreislaufwirtschaft, Wasser und "Farm to fork" gute 

Fortschritte erzielt. Beim Klima gab es einige Fortschritte, aber bei weitem nicht genug. Die 

Entwicklungen in der Landwirtschaft stehen jedoch in krassem Widerspruch zum EGD und bergen die 

Gefahr, dass sie die Fortschritte in den Bereichen biologische Vielfalt und Klima untergraben. 

Insgesamt ist der EGD gut, was die Ziele, die hochrangigen Verpflichtungen und die Vision betrifft, 

aber schwächer, wenn es um die konkrete Umsetzung geht. 

Das EEB hat dazu ein eigenes Hintergrundpapier für die Jahreskonferenz 2020 am 9. veröffentlicht. 

Der DNR hat mit seinen Mitgliedsorganisationen Forderungen zu den verschiedenen Bereichen des 

EGD koordiniert. Die Forderungen zu Verkehr, Kreislaufwirtschaft & Digitalisierung, Naturschutz & 

Farm to Fork, zu einer nachhaltigen Entwicklung, zur Finanzierung der Nachhaltigkeit sowie zu einer 

giftfreien Umwelt sind auf einer Unterseite veröffentlicht: https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-

green-deal/. Teilweise liegen die Positionspapiere bereits in englischer Sprache vor.  

Was wurde erreicht? 

Mit dem Ausbruch der COVID-19-Krise wurde die Kommission von einigen Geschäftsinteressen unter 

Druck gesetzt, den EGD fallen zu lassen, sich für eine Deregulierung einzusetzen und sich auf die 

Finanzierung von Business-as-usual in der Krise zu konzentrieren. Die Kommission widersetzte sich 

einer reflexartigen Reaktion auf die Krise und erkannte, dass der EGD eine Blaupause für die 

notwendige Erholung sein könnte. Im anschließend veröffentlichten Konjunkturpaket heißt es auch, 

dass der EGD ein zentraler Weg ist, um besser wiederaufzubauen (‚build back better‘), doch wenn es 

um Details geht, besteht die Gefahr, dass zu viel EGD-gegensätzliche Finanzmittel bereitgestellt 

werden. 

Der EGD und die damit verbundene Verpflichtung, weltweiter erster kohlenstoffneutraler Kontinent 

zu werden, haben wohl viele Teile der Welt beeindruckt. Während anderswo noch keinen grünen 

Deal auf den Weg gebracht wurde, verpflichten sich immer mehr Länder zur Klimaneutralität. 

Wo hat es spürbare Fortschritte gegeben? 

Die Biodiversitätsstrategie der EU für 2030, die am 20. Mai zusammen mit der "Farm to Fork"-

Strategie auf den Weg gebracht und am 23. Oktober von den Umweltminister*innen einstimmig 

gebilligt wurde, ist ein ehrgeiziges Konzept, um die biologische Vielfalt auf den Weg der Erholung zu 

bringen. 30% der Land- und Meeresfläche der EU sollen unter Schutz stehen, ein Drittel davon 

(einschließlich aller Altwälder) unter strengem Schutz. Darüber hinaus verspricht sie ein neues Gesetz 

mit rechtsverbindlichen Wiederherstellungszielen, sie verpflichtet sich, 25.000km Flüsse in frei 

fließende Flüsse umzuwandeln und setzt sich das Ziel, 10% der landwirtschaftlichen Nutzfläche in 

Landschaften mit hoher biologischer Vielfalt umzuwandeln, sowie die vollständige Umsetzung der 

bestehenden Natur-, Wasser- und Meeresgesetzgebung. Die derzeitige Gemeinsame Agrarpolitik 
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(GAP) ermöglicht und fördert jedoch nicht die Umsetzung dieser Strategie; im Gegenteil, die 

derzeitige GAP widerspricht der Strategie zur biologischen Vielfalt und droht sie zu untergraben. 

Die Verpflichtung zu einem klimaneutralen Europa, die im Klimagesetz verankert und von der 

Europäischen Kommission am 4. März vorgelegt und durch eine partielle allgemeine Einigung auf der 

Tagung des Umweltrates am 23. Oktober unterstützt wurde, ist eine wichtige Verpflichtung, auch 

wenn das Zieldatum 2050 immer noch hinter dem zurückbleibt, was benötigt würde. Seit der 

Verpflichtung der EU haben sich auch China, Japan und Korea zur Klimaneutralität verpflichtet. Offen 

bleibt die Frage, ob das Ziel der Klimaneutralität sowohl auf Ebene der EU als auch auf Ebene der 

Mitgliedstaaten verbindlich sein wird, wie die Zielvorgabe 2030 aussehen muss, um Klimaneutralität 

zu erreichen, welche Maßnahmen zur Umsetzung beitragen werden, welche Rolle die Wissenschaft 

spielt, die Einbeziehung der Bürger*innen und der Zugang zu Gerichten. 

Die Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit wurde schließlich am 14. Oktober lanciert und umfasst 

eine positive Vision zur Vermeidung der Exposition gegenüber schädlichen Chemikalien, zum raschen 

Ausstieg aus den riesigen Mengen toxischer Substanzen, die sich in den europäischen Wohnungen, 

an den Arbeitsplätzen und in der Umwelt ansammeln, sowie zur Förderung grüner Innovationen und 

sicherer und nachhaltiger Chemikalien weltweit. In Europa werden etwa 100.000 Substanzen 

verwendet, von denen 74% gefährlich sind. Die Strategie umfasst viele wichtige Maßnahmen wie die 

Aktionspläne zur schrittweisen Abschaffung von endokrinen Disruptoren und PFAS, dem 

immerwährenden Gift im Trinkwasser, sowie ein Verbot gefährlicher Chemikalien in Konsumgütern. 

Sogar ein Hollywood-Star, Mark Ruffalo, unterstützt die Kampagne des EEB gegen PFAS: 

https://eeb.org/hollywoods-mark-ruffalo-brings-chemical-warning-to-europe/.  

Der am 11. März 2020 lancierte Aktionsplan zur Kreislaufwirtschaft verpflichtet die EU dazu, 

nachhaltige Produkte zur Norm zu machen und die damit verbundenen Wertschöpfungsketten 

wirklich verantwortungsbewusst zu gestalten, vom Produktdesign und der Herstellung bis hin zur 

Verringerung der Toxizität und der Abfallvermeidung. Er spricht auch speziell einige der 

Produktgruppen mit dem größten ökologischen Fußabdruck an, darunter Textilien, Elektronik, 

Batterien, Bauwesen und Verpackung, und betont die Notwendigkeit, digitale Produktpässe 

einzuführen. Ohne verbindliche EU-weite Ziele zur Verringerung des Ressourcenverbrauchs und des 

damit verbundenen materiellen Fußabdrucks bleibt sie jedoch hinter den Zielen zurück, den 

übermäßigen Verbrauch in Europa anzugehen und den eigenen Worten zur Achtung der 

planetarischen Grenzen zu entsprechen. 

Im Bereich Textilien gibt es eine eigene Kampagne: https://meta.eeb.org/2020/01/23/new-

wardrobe-change-campaign-calls-for-textile-transformation/. 

Das EEB hat zudem ein großes Projekt der Laudes-Stiftung und ein weiteres großes, von MAVA 

unterstütztes Projekt an Land gezogen. Die Projekte sind im Allgemeinen mit der Arbeit in der 

Kreislaufwirtschaft verbunden, aber es gibt auch Verknüpfungen und Verbindungen mit anderen 

Arbeitsbereichen.  

Wo gab es Fortschritte, wenn auch schwächer als nötig?  

Die "Farm to Fork"-Strategie, die am 20. Mai zusammen mit der EU-Biodiversitätsstrategie für 2030 

auf den Weg gebracht wurde, stellt die Ambitionen und den Aktionsplan der Kommission zur 

Erreichung nachhaltiger Lebensmittelsysteme im nächsten Jahrzehnt vor. Obwohl diese Strategie in 

ihrem Umfang beispiellos ist - sie deckt die gesamte Nahrungsmittelkette von der Produktion bis zum 

Verbrauch ab - und willkommene neue Ziele und Initiativen ankündigte, um die Lebensmittelsysteme 

gerechter, gesünder und grüner zu machen, bleibt abzuwarten, ob sie Früchte tragen wird. Starke 

Bedenken ergeben sich aus der mangelnden Ausrichtung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) an ihr 

sowie aus den feindseligen Reaktionen von Landwirtschaftsminister*innen und 
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Interessenvertreter*innen. In den am 19. Oktober angenommenen Schlussfolgerungen des Rates 

(AGRIFISH) wurde der ehrgeizige Charakter der Strategie betont, hat ihre Ziele aber nicht gebilligt. 

Klimaziele: Die Festlegung eines Klimaneutralitätsziels ist zwar ein Schritt nach vorn, aber die 

vorgeschlagenen Ziele bis 2030 (sowohl das von der Kommission am 17. September vorgeschlagene 

Ziel von -55% Netto-Treibhausgasemissionen als auch die vom Europäischen Parlament am 8. 

Oktober gebilligte Zielvorgabe von -60%) reichen nicht aus, um den Beitrag der EU zur Erreichung des 

Pariser 1,5°C-Ziels zu gewährleisten; entsprechend den wissenschaftlichen Erkenntnissen müssten 

mindestens -65% erreicht und die Klimaneutralität weit vor 2050 erreicht werden, um die 

schlimmsten Folgen des Klimawandels zu vermeiden. Glücklicherweise haben sich einige 

Mitgliedstaaten bereits verpflichtet, über -55% hinauszugehen. 

Wasserstoff-Strategie: Die Wasserstoffstrategie wurde mit einer klaren staatlichen Präferenz für 

erneuerbaren Wasserstoff gestartet, hält aber die Tür für fossilen Wasserstoff offen. Neben einem 

Mangel an transparenter Governance sollte die Strategie auch nur auf Schwerindustrie und den 

Fernstreckentransport ausgerichtet sein soll.  

Methan-Strategie: Die Europäische Kommission wollte ursprünglich eine EU-Methanstrategie 

vorlegen, um die Methanemissionen nur aus dem Energiesektor zu reduzieren, die jedoch nur einen 

relativ kleinen Teil der gesamten Methanemissionen in der EU ausmachen. Die Pläne der Kommission 

haben sich in den letzten Monaten geändert, was zu ihrer Absicht führte, eine Methanstrategie 

auszuarbeiten, die Abfall, Energie und Landwirtschaft umfasst. Obwohl die Landwirtschaft für mehr 

als 50% der Methanemissionen in der EU verantwortlich ist, enthielt die am 14. Oktober 

veröffentlichte Strategie leider keine wirklichen Maßnahmen zur Verringerung der Emissionen aus 

diesem Sektor. Dies war eine verpasste Gelegenheit, um zu beweisen, dass die Europäische 

Kommission es ernst meint mit ihren Zusagen und Verpflichtungen zum Schutz unseres Klimas, 

unserer Umwelt und unserer Gesundheit. 

Renovierung im Bausektor: Die Mitteilung der Kommission betont zwar die Schlüsselrolle der 

Renovierungswelle für eine solide Erholung und kündigt eine beschleunigte Renovierungsrate und 

künftige Mindestnormen für die Energieeffizienz an, aber sie geht nicht angemessen auf die 

Gesamtkohlenstoffemissionen von Gebäuden, einschließlich der in Materialien enthaltenen 

Emissionen, ein und setzt keine klareren Signale, dass mit fossilen Brennstoffen betriebene und 

ineffiziente Heizsysteme auf unserem Weg zur Kohlenstoffneutralität keinen Platz mehr haben. Die 

Strategie verpasst auch das Ziel zur Verringerung von Luftverschmutzung (wobei Hausheizungen für 

mehr als 40% der PM-Emissionen in der EU verantwortlich sind); sie verweist auch nicht auf die 

Bedeutung der Verringerung der Lärmbelästigung. 

Industriestrategie: Es gab eine Reihe positiver Aspekte - die Ziele der Klimaneutralität und der 

Kreislaufwirtschaft wurden ebenso bekräftigt wie das Prinzip "Energieeffizienz zuerst". Die Strategie 

war jedoch schwach, da sie nicht klar kommunizierte, wie und wann die industrielle Transformation 

stattfinden sollte, sie versäumte es, die dringende Notwendigkeit einer Transformation zu begreifen, 

die potenzielle Rolle des zivilgesellschaftlichen Engagements wurde kaum anerkannt, es herrscht 

nicht genügend Klarheit über grüne Innovationen, und die Strategie hielt an der allzu 

selbstbewussten Annahme fest, dass IT-Technologien alles Probleme lösen werden. Schließlich war 

die Industriestrategie weder auf die Anerkennung der Grenzen des Planeten noch auf die 

Auswirkungen auf das Konsum- und Produktionsniveau ausgerichtet. 

Informationen über Emissionen (E-PRTR): Die Europäische Kommission erkannte schließlich an, dass 

das derzeitige EU-Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister (E-PRTR) nicht dazu geeignet ist, 

Fortschritte in Bezug auf Null-Verschmutzung, Klimaneutralität, Biodiversität und eine sauberere, 

zirkulärere Wirtschaft zu machen. Es wurde jedoch noch kein formeller Vorschlag zu den konkreten 



Elementen vorgelegt, so dass zum jetzigen Zeitpunkt keine Bewertung vorgenommen werden kann. 

Die anfängliche Folgenabschätzung ist nicht explizit in Bezug auf die Bedürfnisse verbessert worden. 

Auch werden die vom EEB im Rahmen des IPDV-Projekts (Industrial plants data viewer) aufgezeigten 

Lücken nicht geschlossen, die durch eine Überarbeitung der Durchführungsentscheidungen der 

Kommission zur Berichterstattung gemäß der Richtlinie über Industrieemissionen (IED) behoben 

werden könnten. 

Das Umweltaktionsprogramm (8. UAP), das am 14. Oktober veröffentlicht wurde, ist im Gegensatz 

zu früheren UAP hauptsächlich ein Überwachungs- und Bewertungsinstrument für den Europäischen 

Grünen Deal und die SDGs. Es bekräftigt die Verpflichtungen zu sechs thematischen Zielen, erkennt 

die Notwendigkeit von "regenerativem Wachstum", "keinen Schaden anrichten", "einen Kompass für 

das Wohlergehen haben" und "Systemtransformation" an und bekräftigt die Vision für 2050, "gut 

leben, innerhalb der planetarischen Grenzen". ES sieht jedoch keine Halbzeitüberprüfung vor. 

Das Europäische Semester integriert die SDGs (Sustainable Development Goals): Die SDGs werden in 

das Europäische Semester integriert und zeigen die Umsetzung der SDGs in den Mitgliedstaaten 

hauptsächlich durch einen Anhang, in dem Eurostat-Daten zur SDG-Umsetzung dargestellt werden. 

Während das Semester auch das Vehikel für die Umsetzung der Erholungs- und 

Widerstandsfähigkeitsfazilität und die Ausgabe von Geldern sein wird, die auf EU- und nationaler 

Ebene zur Verfügung gestellt werden, wird die versprochene Integration der SDGs nicht vollständig 

erreicht werden. In den Länderberichten wurde nur auf einige wenige SDGs in einem eher 

lückenhaften Ansatz Bezug genommen, anstatt eine rigorose Analyse darüber zu liefern, welche SDGs 

und Ziele in den einzelnen Mitgliedstaaten die größten Herausforderungen darstellten. Die Anfügung 

von Indikatoren für SDGs im Anhang wird die Umsetzung der SDGs in den Mitgliedstaaten nicht 

verbessern. 

Bessere Rechtsetzung: Der Europäische Grüne Deal enthält eine Verpflichtung zu einem grünen Eid, 

"keinen Schaden anzurichten", während die Kommission auch eine "one-in-one-out"-Politik verfolgt, 

die das Risiko birgt, den Fortschritt bei der Gesetzgebung und Politik zu verlangsamen, indem sie sich 

auf die Verringerung der Belastungen der Unternehmen statt auf Nachhaltigkeitsgewinne 

konzentriert. Die Verpflichtung, "keinen Schaden zuzufügen", ist gut, aber defensiv, da sie nicht 

darauf abzielt, gute Regelungen proaktiv zu fördern. Der "One-in-one-out"-Ansatz kann sogar eine 

Gefahr für die Nachhaltigkeit darstellen, da er sich darauf konzentriert, die Anzahl der geltenden 

Gesetze zu begrenzen, anstatt ihre Qualität zu verbessern. Während wir den Europäischen Grünen 

Deal in die Tat umsetzen müssen, kann der One-in-One-Out-Ansatz die Anzahl der neuen Gesetze, 

die zu seiner Umsetzung notwendig sind, gefährden. Leider ist ein "oberstes Nachhaltigkeits-Prinzip" 

nicht unterstützt worden. (Studie von NEF zu besserer Rechtsetzung in Deutschland).  

Im Bereich Global Policy wurde der erste zivilgesellschaftliche Bericht über die Umsetzung der 

SDGs/UN-Nachhaltigkeitsziele veröffentlicht. 

 

Was waren die größten verpassten Gelegenheiten für transformative Ambitionen (d.h. zutiefst 

enttäuschend)?  

Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP), die von der vorherigen "Vor-Green-Deal"-Reform 

der Kommission initiiert wurde, ist leider nicht auf den neuesten Stand gebracht worden, um mit den 

neuen Zielen der "Farm to Fork"- und Biodiversitätsstrategien oder den umfassenderen Zielen des 

europäischen Green Deal in Einklang zu stehen. Trotz ihrer rechtlichen Verpflichtung gemäß den EU-

Verträgen, die Kohärenz zwischen ihren Politiken zu gewährleisten, hat die Kommission es versäumt, 

Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass die GAP nach 2020 mit dem Green Deal in 

Einklang steht. Anstatt einzugreifen, um die umweltpolitischen Ambitionen der neuen GAP zu 
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verstärken, haben der Rat "Landwirtschaft" und das Europäische Parlament ihre jeweiligen 

Positionen im Vorfeld der Triloge vom 21. und 23. Oktober verabschiedet, in denen sie die 

umweltpolitische Grundlinie, die Finanzierung und die Instrumente stark abgeschwächt haben. 

Infolgedessen wird die nächste GAP mit ziemlicher Sicherheit Landwirt*innen bei dem dringend 

notwendigen Übergang nicht unterstützen, den die Green Deal- und Farm to Fork-Strategie 

versprochen hat. 

Der Mehrjährige Finanzrahmen (MFR - Langfristhaushalt 2021-2027) ist ‚dank‘ Polen und Ungarn 

immer noch nicht verabschiedet. Es besteht die Gefahr, dass es zu Verzögerungen auch bei den 

Wiederaufbauprogrammen post-Covid19 kommt. 

 

 

EEB-Jahreskonferenz “From the Ashes of a Pandemic to an Ever Greener Deal: 
Securing Europe's Environmental Leadership” am 9. November 2020 
 
Mit 560 Teilnehmer*innen über den direkten Kanal HowSpace und 2000 über Youtube war die EEB-

Jahreskonferenz am 9. November 2020 ein voller Erfolg. Hier das Programm 

https://conference.eeb.org/schedule/, das u.a. Kate Raworth (Die Doughnut Ökonomie), den EU-

Umweltkommissar und die österreichische Umweltministerin umfasst. Hier ein Bericht zum 

Nachlesen: 

https://meta.eeb.org/2020/11/10/from-dough-to-doughnuts-charting-europes-post-pandemic-

future/. 

 

EEB-Boardmeeting 08. November und AGM 09.-10. November 2020 
 
Das EEB AGM am 08. November nachmittags und am 10. November fand erstmals online statt und 

nützte eine Abstimmungsplattform (Nemovote) für die anfallenden Entscheidungen. 

Das Quorum wurde leicht erfüllt. 

Das AGM begann mit einer Schweigeminute für den viel zu früh von uns gegangenen slowakischen 

Vorstandskollegen Daniel Lesinsky. 

 

EEB-intern  
 
Wahl des Präsidiums, der Präsidentin, der Vizepräsidenten und des Schatzmeisters 
Es gab dieses Jahr keine Wahl zur Präsidentin oder der Vizepräsident*innen. Die vier 

VizepräsidentInnen sind im kommenden Jahr Bjela Vossen (Deutschland), Attracta Ui Bhroin (Irland), 

Bernhard Zlanabitnig (Österreich), und Toni Vidan (Kroatien).  

 

Das EEB-Präsidium ist mit 45 jedoch zu groß, um arbeitsfähig zu sein. Daher bilden Präsidentin und 
VizepräsidentInnen als Vorstand das Executive Commitee als Arbeitseinheit des Boards. (sh. Modus 
Operandi). 
 
Stefan Scheuer ist wieder als Vertreter eines europäischen Netzwerkes (Chemtrust) gewählt worden. 

Client Earth wird ab sofort vertreten durch Anaïs Berthier. 

 
Des Weiteren wurde festgelegt, dass der slowakische Sitz im Präsidium vorerst vakant bleibt (nach 

dem Tod von Daniel Lesinsky), Slowenien zunächst Polona Valič (Umanotera) und nach einem Jahr 

Dark Sky Slovenia im Präsidium vertreten sind und für Schweden Johan Swahn von MKG Mitglied ins 

https://conference.eeb.org/schedule/
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Präsidium entsandt wird. Um weiterhin Präsidentin bleiben zu können, wird Johanna Sandhal 

individuelles Präsidiumsmitglied. Portugal wird vertreten durch Francisco Ferreira (ZERO). 

Als Mitglieder des Vorbereitungskommittees (die dann einen Wahlvorschlag für die Mitglieder des 
ExCom machen) 2020/21 wurden bestätigt: 
 

 Stina Lindblad, SSNC, Schweden 

 Pieter de Pous, E3G, Deutschland 

 Carsten Wachholz, Ellen MacArthur Foundation, Belgien 

 Inga Racinska, LDF, Lettland 

 Ana Marta Paz, LPN, Portugal 

 

Diskussion zu Vorschlägen der Governance-Struktur 

Mit der Verabschiedung der Langfristigen Strategie 2020-2030 (LTS) des EEB auf der 

Jahreshauptversammlung 2019 hat sich das EEB verpflichtet, "unsere Satzung und die 

Zusammensetzung unserer Leitungsorgane ständig zu überprüfen, um sicherzustellen, dass wir auch 

im kommenden Jahrzehnt eine effektive und effiziente Organisation bleiben". Die LTS nennt 

spezifische Herausforderungen im Bereich der Governance, insbesondere die Vergrößerung des 

Boards/Präsidiums, und weist auf eine Reihe möglicher Wege nach vorn hin.  

Die Änderungen bedürften natürlich Änderungen der Statuten, die beim AGM 2021 abgesegnet 
werden könnten. 
 

Größe des Boards/Präsidiums 

Während eines Großteils der Geschichte des EEB bestand der EEB-Vorstand hauptsächlich aus einem 

Vorstandsmitglied aus jedem Land, in dem das EEB Vollmitglieder hatte. Dies war anfangs eine relativ 

kleine Zahl. Im Laufe der letzten Jahre wuchs sie noch weiter an, was zum Teil auf zwei Beschlüsse 

der Generalversammlung zurückzuführen ist: erstens auf die Entscheidung, fast alle Länder innerhalb 

des europäischen Kontinents und einige außerhalb Europas einzubeziehen; und zweitens auf die 

Entscheidung, im Board Sitze für Vertreter*innen europäischer Netzwerke vorzusehen, die zu diesem 

Zeitpunkt bereits einen bedeutenden Anteil der EEB-Mitglieder ausmachten. Dies hat zu einem 

Vorstand mit mehr als 40 Mitgliedern und schwerfälliger Entscheidungsfindung geführt. 

 

Daher wird vorgeschlagen, das gegenwärtige Board/Präsidium in einen Rat und den gegenwärtigen 

Exekutivausschuss (ExCom) in ein Board/Präsidium umzuwandeln. Die Funktionen und 

gegebenenfalls die Zusammensetzung könnten entsprechend überarbeitet werden.  Im Laufe des 

Jahres 2020 wurden diese Vorschläge im Board und in der ExCom erörtert und in den folgenden 

Abschnitten in groben Zügen zu Vorschlägen ausgearbeitet, die auf der Jahreshauptversammlung mit 

den Mitgliedern des EEB diskutiert wurden. Die Ergebnisse der Diskussion werden dann in einen 

Vorschlag für die nächste Jahreshauptversammlung 2021 münden. 

 

Umwandlung des Präsidiums in einen Rat 

Funktion: Der Rat wäre ein Forum zur Förderung der politischen Interessenvertretungs- und 

Sensibilisierungsarbeit des EEB, insbesondere zur Gewährleistung a) wirksamer Synergien zwischen 

den Bemühungen auf EU-Ebene (die weitgehend von EEB-Mitarbeitern durchgeführt werden) und 

den Bemühungen auf der Ebene der Mitgliedstaaten (die von EEB-Mitgliedern durchgeführt werden) 



und b) einer wirksamen Integration der Arbeit der europäischen Netze. Der Rat wäre für die 

Erarbeitung des EEB-Arbeitsprogramms zuständig. 

 

Umwandlung der ExCom in ein Board/Präsidium 

Funktion: Die Funktionen des neuen Präsidiums mit 8-12 Mitgliedern würden im Wesentlichen die 

Funktionen der derzeitigen ExCom mit denen des derzeitigen Präsidiums kombinieren, jedoch ohne 

die eher politischen Aspekte, die vom Rat übernommen und erweitert würden. Das neue Präsidium 

wäre für das EEB-Sekretariat zuständig. Einige ExCom-Funktionen, z.B. die Leistungsbeurteilung des 

Generalsekretärs, könnten einer Untergruppe des neuen Rates vorbehalten bleiben. 

 

Die Vorschläge wurden von den Mitgliedern angeregt diskutiert. Neben vielen zustimmenden 

Reaktionen wurde unter anderem betont, dass keine Mitgliederbeteiligung erster und zweiter Klasse 

entstehen dürfe und dass eine regionale Repräsentation der nördlichen, östlichen, südlichen und 

westlichen Mitgliedschaft sichergestellt werden müsse. Es gab hingegen auch Stimmen, die für eine 

radikalere Änderung eintraten und dafür plädierten, nur das neue Präsidium einzurichten und den 

Rat wegzulassen, um eine klare und operationelle Struktur zu schaffen. Es wurde festgehalten, dass 

das Präsidium das Mandat hat, die Idee der Restrukturierung weiterzuentwickeln. Ein 

weiterentwickelter Vorschlag wird zur Kommentierung verschickt werden.  

 

Standing Orders und Statutes 

Weder das belgische Recht noch die EEB Statuten sehen explizit die Möglichkeit von virtuellen 

Abhaltungen der Jahresveranstaltungen vor, jedoch wäre eine Änderung der Statuten des EEB 

möglich, um dies in Zukunft doch zu tun (würde auch nicht belgischem Recht widersprechen). Die 

diesjährigen virtuellen Veranstaltungen konnte man laut dem Anwalt des EEB deshalb virtuell 

abhalten, da Covid19-bedingt sonst keine sichere Abhaltung vor Ort möglich wäre.  

2021 bedarf es einer Abhaltung vor Ort, um die Statuten dementsprechend zu ändern.  

 

Gleiches gilt für die zukünftigen Zeitpunkte der Abhaltung der Jahres-Veranstaltungen: das belgische 

Recht sieht seit neuestem vor, dass solche Veranstaltungen, bei denen Statuten geändert, über 

Arbeitsprogramme und Budget abgestimmt werden, im ersten Halbjahr eines Jahres stattfinden 

müssen. 

Daher wird 2021 die Jahresveranstaltungen vor Ende Juni stattfinden müssen um gesetzeskonform 

zu handeln. 

In Zukunft (ab 2021) werden daher zumindest die Jahresvollversammlung/AGM und das 

Vorstandstreffen im Mai oder Juni des jeweiligen Jahres stattfinden. 

 

2021 wird es im Herbst voraussichtlich zusätzlich eine außerordentliche Mitgliederversammlung 

(Generalversammlung - EGM) geben, auf der keine Beschlüsse gefasst werden sollen. Denn dies 

wurde bereits mit dem französischen Partner und EEB Mitglied FNE vereinbart und Emanuel Macron 

(oder ein Stellvertreter) werden teilnehmen. Das ist umso bedeutender, weil Frankreich im ersten 

Halbjahr 2022 die Ratspräsidentschaft innehat. Die Events sollen vom 10-12 Oktober in Paris 

stattfinden. Gleichzeitig wird es ein kurzes Vorstandstreffen geben. 

 
Finanzen 
Der Jahresabschluss 2018 ergab einen Überschuss von rund 45.000€ - die angepeilten 60.000€ 

wurden jedoch nicht erreicht. 



Im Reservefonds ist somit weniger Geld als geplant (ca. 511.000€). Dieser ist aufgeteilt in eine flexible 

Reserve und eine Reserve für die Notfallfortzahlung von Gehältern (ca. 217.000€). 

Für das Jahr 2020 steuert das EEB auf einen Verlust in Höhe von etwa 21.000 Euro zu was angesichts 
der Einsparungen bei den Reisen verwundert. 
 
Für 2021 geht das EEB von einem Budget von ca. 6.115.000 Euro aus was das Budget im Vergleich zu 

2020 um fast 1,4 Millionen Euro steigen ließe. Ein Grund dafür sind die zwei neuen Kooperationen 

mit den Stiftungen MAVA und Laudes (sh Kreislaufwirtschaft). 

 

Personalia 
Das EEB hat mittlerweile 65 Angestellte. 

 

Beförderungen 

 Patrick ten Brink wurde zum stv. Generalsekretär befördert 

 Emma Ernsth wurde zur Direktorin für Mitglieder und Entwicklung befördert 

 Stéphane Arditi wurde zum Direktor für Kreislaufwirtschaft und Program Manager für Policy 

Integration befördert 

 Patrizia Heideggers Zuständigkeiten wurden ausgeweitet (Law Group). 

 Nick Meynen wurde zum Senior Policy Officer für Umwelt und ökonomische Gerechtigkeit. 

 Marherita Tolotto wurde Senior Policy Officer für Luft und Lärm 

 

Neue und offene Stellen 

Neue Kommunikations-Direktorin ist Denise Godinho (Deutsch-Portugiesin), für Biodiversität ist jetzt 

auch Laura Hildt dauerhaft angestellt, Andreea Popa und Valentina Weiskopf für Industry-

Produktion, Morgan Reille für Landwirtschaft. 

 

Es sind Stellen ausgeschrieben für: Steuerreform und ökonomische Instrumente, Quecksilber, CO2 im 

Bausektor sowie im Kommunikations-Team. 

 
Arbeitsprogramm  
Auf der Jahresvollversammlung wurde das Arbeitsprogramm 2021 diskutiert und mit Änderungen 

angenommen. Es wurden 9 große Bereiche in Arbeitsgruppen diskutiert wobei jeweils Policy Officers 

des EEB den Moderator*innen zur Seite standen. Es wird jetzt auch besser dargestellt, welche 

Bereiche vom Core Funding abgedeckt werden und welche Themenbereiche nur bearbeitet werden 

können, wenn es extra Gelder dafür gibt.  

 

Kooperation mit Green 10: 
Für manche Green10 Mitglieder ist die Mitgliedschaft bei den Green10 kontraproduktiv, da sie dann 
keine eigenen Termine mit hochrangigen Vertreter*innen der Institutionen bekommen würden. Man 
muss die Entwicklungen beobachten. 
 

Mitglieder 
 
Als neue volle Mitglieder wurden aufgenommen: 

 https://www.testbiotech.org/en/testbiotech Deutschland 

 http://www.iflaeurope.eu/ Europ Netzwerk 

 https://www.akoalicija.lt/en Litauen 

 www.european-mountaineers.eu Europ Netzwerk 

 https://www.umanotera.org/ Slowenien 

https://www.testbiotech.org/en/testbiotech
http://www.iflaeurope.eu/
https://www.akoalicija.lt/en
http://www.european-mountaineers.eu/
https://www.umanotera.org/


 https://www.umanotera.org/ Estland 
 
 
Immer noch gibt es zu wenige EEB-Mitglieder in Frankreich, Italien und Polen und gar keine in 

Albanien, Island. Deswegen wurden insbesondere die Präsidiumsmitglieder aus Italien, Frankreich 

und Polen aufgefordert, neue Mitglieder zu werben.  

 

 

Austritte 
Die Organisationen MAMA-86, Ukraine und ITR -Institut za Trajnostni Razvoj -Institute for Sustainable 

Development, Slowenien beenden ihre Tätigkeiten und können somit nicht mehr Mitglied im EEB 

sein. 

 

Das System der Mitgliederverwaltung des EEB wird erneuert werden, um der gestiegenen Anzahl an 

Mitgliedern Rechnung zu tragen. 

Ratspräsidentschaften und Termine 
 
Termine und Ratspräsidentschaften  
Der Termin für die nächste Präsidiumssitzung steht noch nicht fest. 

 
Derzeit hat Deutschland die Präsidentschaft inne gefolgt von den Triopartnern Portugal und 

Slowenien 2021. Die deutsche Ratspräsidentschaft hat in Bezug auf die Biodiversitätsstrategie gute 

Ergebnisse erzielt; auch der Einsatz für ein verbindliches Klimagesetz wird positiv gewertet, obgleich 

die derzeit diskutierte Emissionsminderung von -5% zu schwach ist. Die Performance der 

Ratspräsidentschaft in Bezug auf die Farm To Fork-Strategie war schlecht. Ebenso konnte 

Deutschland aufgrund der Entscheidung für einen späten Kohleaussteig keine Vorbildfunktion in 

Europa ausüben. Das EEB fordert deshalb, dass die deutsche Ratspräsidentschaft von der EU-

Kommission die Vorlage eines neuen Vorschlags für die Reform der GAP einfordern soll. Zudem muss 

Deutschland bei seinen nationalen Wiederaufbauprogrammen mit gutem Beispiel vorangehen. 

 

Es gibt bereits jetzt ein internes Papier des EEB für das neue Trio Frankreich, Tschechien, Schweden, 

die 2022 übernehmen werden. Die beiden Ratspräsidentschaften sollen vom EEB 10 grünen Tests 

unterzogen werden, unter anderem in Bezug auf die ETS-Reform, die Reform der Erneuerbaren- und 

der Effizienzrichtlinie, LULUCF, nachhaltige Mobilität etc.). 

 

https://www.umanotera.org/

